
Anlage 3 – Kommunalrechtliche Vorrausetzungen einer Einrichtung  Stand: 19.12.2025 

 

1 
 

I. Wichtige Interesse gemäß § 136 Abs. 4 Satz 4 NKomVG 

Die Landeshauptstadt Hannover steht aufgrund diverser Entwicklungen vor einem erheblich 

steigenden Bedarf an Hochbaumaßnahmen im Bereich der Unterbringung sowie bei schulischen 

Einrichtungen. Als örtliche Gefahrenabwehrbehörde sowie als Aufgabenträgerin nach dem Nds. 

Aufnahmegesetz ist die Landeshauptstadt gesetzlich verpflichtet, obdachlose Menschen und 

Geflüchtete in ausreichender Anzahl sicher, menschenwürdig und verlässlich unterzubringen. Aus 

dieser gesetzlichen Bindung resultiert ein fortlaufender, unmittelbar vollzugsrelevanter Bedarf an 

Unterkünften, deren Errichtung, Erhaltung und Anpassung zwingend zu gewährleisten ist. Zugleich 

trifft die Stadt als Schulträgerin (§§ 101 ff. NSchG) die Pflicht, eine funktionsfähige, bedarfsgerechte 

und moderne schulische Infrastruktur vorzuhalten, wozu sowohl Neubauvorhaben als auch 

umfassende Sanierungsmaßnahmen zwingend gehören. Beide Aufgabenfelder weisen seit Jahren 

einen stetig zunehmenden strukturellen und quantitativen Handlungsdruck auf. 

Steigende Bevölkerungszahlen, wiederkehrende Migrationsbewegungen, umfangreiche energetische 

und technische Anforderungen an Bestandsgebäude sowie ein erheblicher Sanierungsstau erfordern 

kurzfristig zusätzliche und langfristig stabile Kapazitäten im Bereich des kommunalen Hochbaus. Um 

den Bestand an Unterkünften und Schulen in städtischer Trägerschaft zu sichern, auszubauen und 

nachhaltig zu modernisieren, sind umfangreiche Neubau- und Sanierungsmaßnahmen zwingend 

erforderlich. Diese Maßnahmen können mit den vorhandenen personellen und strukturellen 

Ressourcen der Kernverwaltung nur noch eingeschränkt in der notwendigen Geschwindigkeit 

umgesetzt werden. 

Damit diese dringend gebotenen Baumaßnahmen zeitnah und effizient realisiert werden können, 

müssen alle verfügbaren Kapazitäten gebündelt und zusätzliche fachliche Expertise aufgebaut werden. 

Die Gründung einer auf diese Aufgaben spezialisierten Hochbaugesellschaft stellt eine strategische 

Maßnahme dar, um den aktuellen und absehbaren Herausforderungen wirksam zu begegnen. Die 

Landeshauptstadt Hannover hat ein wichtiges Interesse daran, die Durchführung komplexer 

Bauvorhaben im Bereich der Unterbringung und des Schulbaus organisatorisch zu verstärken und zu 

beschleunigen. 

Mit der hanova KOMMUNAL GmbH sollen Fachkenntnisse und Projektkompetenzen im Hochbau in 

Kooperation mit weiteren Unternehmen der hanova-Gruppe gezielt gebündelt und weiterentwickelt 

werden. Die Rechtsform der GmbH ist am Markt etabliert und bietet sowohl für potenzielle 

Vertragspartner als auch für die Gewinnung und Bindung von qualifiziertem Personal die 

bestmöglichen Rahmenbedingungen. Wirtschaftlich und organisatorisch gewährleistet die GmbH 

flexible und zugleich verlässliche Strukturen für die Planung und Umsetzung komplexer Bauprojekte. 

Es besteht daher ein wichtiges Interesse der Landeshauptstadt Hannover, die Durchführung von 

Maßnahmen im Bereich des Unterbringungs- und Schulbaus sowie der Bauunterhaltung künftig in der 

Rechtsform einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung zu bündeln und damit die erforderliche 

Leistungsfähigkeit und Beschleunigung im kommunalen Hochbau für Unterkünfte und Schulen 

sicherzustellen. 

II. Bericht zur Abwägung der Vor- und Nachteile der Wahrnehmung der Aufgaben der hanova 

KOMMUNAL GmbH in einer Rechtsform des privaten Rechts im Vergleich zu den zulässigen 

Organisationsformen des öffentlichen Rechts 

1. Vorbemerkung:  

Die Landeshauptstadt Hannover steht angesichts steigender Anforderungen im Bereich des 

kommunalen Hochbaus vor erheblichen Herausforderungen. Die Pflicht zur ordnungsrechtlichen 

Unterbringung obdachloser Menschen sowie die gesetzlichen Verpflichtungen zur Unterbringung 
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Geflüchteter nach dem Nds. Aufnahmegesetz haben in den vergangenen Jahren zu einem deutlichen 

Ausbau- und Sanierungsbedarf geführt. Hinzu kommen umfangreiche Neubau-, Erweiterungs- und 

Sanierungsmaßnahmen im Bereich der schulischen Infrastruktur, zu denen die Stadt als Schulträgerin 

gemäß §§ 101 ff. NSchG verpflichtet ist. 

Aufgrund dieses erheblichen Aufgabenzuwachses wurde die Gründung der hanova KOMMUNAL GmbH 

mit dem Ziel vorbereitet, zentrale Hochbauprojekte insbesondere im Bereich der Unterbringung, des 

Schulbaus sowie der Bauunterhaltung städtischer Unterkünfte effizienter, schneller und qualitativ 

gesichert umzusetzen. Hintergrund ist die Notwendigkeit, bei einem dauerhaft hohen 

Maßnahmenvolumen Projektsteuerung, Vergabe, Vertragsmanagement und technische 

Bauherrenkompetenz in einer Weise zu bündeln, die eine verlässliche Umsetzung, planbare Steuerung 

sowie eine sachgerechte Risikobegrenzung ermöglicht. 

Nach § 136 Abs. 4 S. 4 NKomVG ist diese privatrechtliche Organisationsform nur zulässig, wenn ein 

wichtiges kommunales Interesse besteht (siehe Punkt I.) und in einem Bericht dargelegt wird, dass die 

Aufgaben im Vergleich zu den zulässigen Organisationsformen des öffentlichen Rechts wirtschaftlicher 

durchgeführt werden können. 

Die folgende Prüfung dient dieser gesetzlich vorgeschriebenen umfassenden Abwägung zur 

Vorbereitung des Beschlusses des Rates der Landeshauptstadt Hannover. 

2. Mögliche Organisationsformen 

 

a) Regiebetrieb / Eigenbetrieb 

Der Regiebetrieb ist eine Organisationsform kommunaler Betätigung ohne eigene 

Rechtspersönlichkeit und bleibt Teil der unmittelbaren Verwaltung. Eine rechtliche Verselbständigung 

findet nicht statt; der Regiebetrieb tritt nicht selbstständig im Rechtsverkehr auf. Zwar kann ein 

Regiebetrieb nach kaufmännischen Grundsätzen wirtschaften, jedoch ist seit der Umstellung der 

kommunalen Haushaltsführung auf die Doppik auch die Kernverwaltung selbst kaufmännisch 

organisiert, sodass der Regiebetrieb insoweit keinen strukturellen Mehrwert bietet. 

Für die Wahrnehmung der Aufgaben Schulbausanierung und Bauunterhaltung ist der Regiebetrieb 

insbesondere deshalb ungeeignet, weil er keine eigenständige Vertrags- und Haftungsfähigkeit besitzt. 

Sämtliche baulichen Risiken etwa aus Kostensteigerungen, Bauzeitverzögerungen, Mängel- oder 

Gewährleistungsansprüchen würden unmittelbar den kommunalen Haushalt betreffen. Zudem bietet 

der Regiebetrieb keinerlei Perspektive für eine Einbettung in bestehende kommunale Unternehmen 

und Know-How.  

Der Eigenbetrieb stellt zwar eine organisatorisch verselbständigte Einheit dar, bleibt jedoch ebenfalls 

rechtlich unselbständig und ohne eigene Rechtspersönlichkeit. Der Eigenbetrieb ist Teil der Kommune; 

diese haftet für seine Verbindlichkeiten unbeschränkt (s.o.). Auch wenn Eigenbetriebe in der Praxis 

über Betriebsleitungen und Betriebsausschüsse verfügen, können sie nicht eigenständig am 

Rechtsverkehr teilnehmen. Für komplexe Bauvorhaben mit umfangreichen externen 

Vertragsbeziehungen, Rahmenvereinbarungen und langfristigen Projektlaufzeiten ist diese Struktur 

nur eingeschränkt für die geplanten Tätigkeiten geeignet. 

Darüber hinaus besteht bei Regie- und Eigenbetrieben keine Möglichkeit, bestehende Akteure des 

Kommunalen Konzerns strukturiert zu beteiligen. Angesichts eines somit perspektiv eingeschränkten 

Aufgabenwahrnehmung stellen beide Organisationsformen daher keine verbesserte Lösung dar. 
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Zusammenfassend ist festzustellen, dass Regiebetrieb und Eigenbetrieb aufgrund der fehlenden 

Rechtspersönlichkeit, der unbeschränkten Haftung der Kommune sowie der eingeschränkten 

organisatorischen und wirtschaftlichen Flexibilität für die Wahrnehmung der genannten Aufgaben 

ebenfalls nicht geeignet sind. 

b) Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) 

Die kommunale Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) verfügt im Gegensatz zu Regie- und Eigenbetrieb 

über eine eigene Rechtspersönlichkeit. Sie kann selbstständig am Rechtsverkehr teilnehmen und 

grundsätzlich mit eigenem Vermögen haften. Organe der AöR sind der Vorstand und der 

Verwaltungsrat. Der Vorstand leitet die Anstalt in eigener Verantwortung und vertritt sie gerichtlich 

und außergerichtlich. 

Ein wesentliches Merkmal der AöR ist, dass der Vorstand vergleichbar mit dem Vorstand einer 

Aktiengesellschaft grundsätzlich nicht an Weisungen des Verwaltungsrates oder des Trägers gebunden 

ist, soweit die Satzung nichts anderes vorsieht. Die Steuerung durch die Kommune erfolgt daher 

mittelbar über den Verwaltungsrat und satzungsrechtliche Regelungen. Im Vergleich zu einer GmbH 

ist die unmittelbare Einflussnahme auf das operative Geschäft eingeschränkt, was insbesondere bei 

prioritätensetzenden Entscheidungen im Bauportfolio, bei Kostensteuerung oder bei zeitkritischen 

Maßnahmen nachteilig sein kann. 

Haftungsrechtlich haftet die AöR mit ihrem eigenen Vermögen; eine unmittelbare Haftung der 

Kommune besteht grundsätzlich nicht. Allerdings ist die kommunale Anstalt nicht insolvenzfähig. Im 

Falle einer Zahlungsunfähigkeit greifen besondere öffentlich-rechtliche Mechanismen, die letztlich zu 

Haftungs- und Ausgleichspflichten der Kommune gegenüber dem Land führen können. Zudem kann 

die fehlende Insolvenzfähigkeit im örtlichen Wirtschaftsverkehr als Unsicherheitsfaktor 

wahrgenommen werden, insbesondere bei größeren Bauvorhaben, bei denen Auftragnehmer und 

Kreditgeber klare insolvenzrechtliche Rahmenbedingungen erwarten. 

Vergaberechtlich ist die AöR öffentlicher Auftraggeber; unter Einhaltung der Voraussetzungen ist eine 

Inhouse-Beauftragung möglich. Steuerlich kann die AöR unter bestimmten Voraussetzungen von 

Körperschaft- und Gewerbesteuer befreit sein, wobei insbesondere die umsatzsteuerliche Behandlung 

nach § 2b UStG regelmäßig komplex ist und im Einzelfall zu steuerlichen Belastungen führen kann. 

Insgesamt stellt die AöR zwar eine grundsätzlich geeignete Organisationsform des öffentlichen Rechts 

dar, weist im Vergleich zur GmbH jedoch strukturelle Nachteile hinsichtlich Steuerbarkeit, 

Marktakzeptanz und Flexibilität auf. Dies wird im Folgenden weiter Ausgeführt.  

c) Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH) 

Die Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH) ist eine juristische Person des Privatrechts mit 

eigener Rechtspersönlichkeit und eine im kommunalen Beteiligungsbereich seit Jahrzehnten bewährte 

Rechtsform. Ihre Gründung erfordert einen kommunalen Beschluss, eine notarielle Beurkundung des 

Gesellschaftsvertrages sowie die Eintragung in das Handelsregister. Der damit verbundene 

Mehraufwand ist einmalig und wird durch die gewonnene Rechtssicherheit und Marktüblichkeit mehr 

als aufgewogen. 

Organe der GmbH sind die Geschäftsführung und die Gesellschafterversammlung; ein Aufsichtsrat 

kann fakultativ eingerichtet werden. Ein zentraler Vorteil der GmbH besteht darin, dass die 

Geschäftsführung an Weisungen der Gesellschafterversammlung gebunden ist. Die Kommune kann 

damit unmittelbar steuernd eingreifen und über den Gesellschaftsvertrag detaillierte 

Zuständigkeitskataloge und Zustimmungsvorbehalte vorgeben. Dies ermöglicht eine präzise Steuerung 
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des Maßnahmenportfolios, der finanziellen Rahmenbedingungen, der Vergabestrategien sowie des 

Risikomanagements. 

Haftungsrechtlich haftet die GmbH ausschließlich mit ihrem Gesellschaftsvermögen; eine Haftung der 

Kommune für Verbindlichkeiten der GmbH darüber hinaus ist ausgeschlossen. Gleichzeitig ist die 

GmbH insolvenzfähig, was im Wirtschaftsverkehr eine klare, etablierte und für Vertragspartner 

verlässliche Rechtslage schafft. Insbesondere im Bauwesen wird die Insolvenzfähigkeit regelmäßig als 

positives Merkmal wahrgenommen, da sie transparente Haftungs- und Risikostrukturen gewährleistet. 

Vergaberechtlich ist die GmbH öffentlicher Auftraggeber; eine Inhouse-Beauftragung durch die 

Kommune ist bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen möglich. Steuerlich ist die GmbH 

körperschaft- und gewerbesteuerpflichtig; da die hannova kommunal GmbH jedoch nicht primär auf 

Gewinnerzielungsabsicht verfolgt, sind relevante Steuerbelastungen regelmäßig von untergeordneter 

Bedeutung. Zudem kann die GmbH als Tochtergesellschaft in vorhandene Strukturen des Kommunalen 

Konzerns eingefügt werden, wodurch deutliche wirtschaftliche Vorteile, Synergien und bestehendes 

Know-how gegenüber den öffentlich-rechtlichen Organisationsformen erzielt werden können. 

Arbeitsrechtlich ermöglicht die GmbH die Begründung privatrechtlicher Arbeitsverhältnisse außerhalb 

des klassischen öffentlichen Dienstrechts. Dies stellt insbesondere bei der kurzfristigen Gewinnung von 

Fachkräften im Bereich Bauingenieurwesen, Projektsteuerung und technisches Controlling einen 

erheblichen Vorteil dar.  

3. Ergebnis und Empfehlung 

Im Ergebnis der umfassenden Abwägung ist festzustellen, dass Regiebetrieb und Eigenbetrieb 

aufgrund fehlender eigener Rechtspersönlichkeit, unbeschränkter Haftung der Kommune sowie 

eingeschränkter Flexibilität für die Wahrnehmung der Aufgaben Schulbausanierung, Bauunterhaltung 

Unterkünfte und Sanierung Unterkünfte nicht geeignet sind. 

Die Anstalt des öffentlichen Rechts stellt zwar eine rechtsfähige Organisationsform dar, weist jedoch 

insbesondere hinsichtlich der unmittelbaren Steuerbarkeit des operativen Geschäfts sowie aufgrund 

der fehlenden Insolvenzfähigkeit strukturelle Nachteile auf. 

Die GmbH bietet demgegenüber die größte organisatorische Flexibilität, die beste Steuerungs- und 

Kontrollmöglichkeit, eine klare Haftungsabgrenzung, eine hohe Marktakzeptanz sowie Vorteile bei der 

Fachkräftegewinnung und der wirtschaftlichen Aufgabenerledigung. Sie ist damit als organisatorisch 

beste und wirtschaftlichste Rechtsform für die Wahrnehmung der genannten Aufgaben anzusehen, 

insbesondere auch deshalb weil sie sich in die Beteiligungsstrukturen einfügt. 

Es wird daher empfohlen, die Aufgaben der Schulbausanierung, der Bauunterhaltung von 

ausgewählten Unterkünften sowie der Sanierung, den Umbau und Neubau von Unterkünften in der 

Rechtsform der GmbH zu organisieren. 

III. Weitere kommunalrechtliche Voraussetzungen 

Für die nach § 136 Abs. 4 Satz 5 geforderte Einhaltung der Grundsätze im Sinne des § 137 Abs. 1 Nr. 2- 

8 NKomVG wird auf die Ausführungen in Anlage 2 (Prüfung Unternehmen) verwiesen.  


